
Bundessozialgericht
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I m N a m e n d e s V o l k e s

Zugestellt am '
22„€;■975 U r t e i 1

Reg?Haupt„—Sekr° ‘ 'als Urkundsbeamter in dem Rechtsstreit
der Geschäftssteile

..a9qooncenvao'oo...no.000000090000oq0000000ne

Kläger‘und Revisionsbeklagter,

g.e g e n

‚DOOODGOQOCOO'Ä'OUÖOÜC00°..°°°CQDUOIDQQO°DG°IDOQ

Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte: °.............;„„......

Der 3„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 12„ Dezember 1972 in Berlin durch den

Vorsitzenden Richter Dr; L a n g k e i t, die Richter
8 p i e 1 m e y e r und Schroeder—Printzen und die

ehrenamtlichen Richter H e i m e r' und N i t s c h e

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom ä° November 19"1

aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlungund Ent-
scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Die Beteiligten streiten darüber‚ ob das klagende Land—
ratsamt Von der beklagten Allgemeine Ortskrankenkässe

den E%satz der Kosten für die kieferorthopädi5che Be—
handlung des Kindes Elieebeth Bä;ES verlangen kann.

Im September 1967 legte der Versicherte Hermann 33335

' ?_der Beklagten einen Kostenvöranschlag des Zahn—

arztes Dr. P; r■}über eine kieferorthopääisehe Be—

handlung des 1956 geborenen unä seiner Pflege anver-
treuten Kindes Elisabeth B;;33‚vor. Der Kostenvoran-
schlag belief sich auf 1.250‚—1 DM. Die Beklagte sagte

einen Kostenzuechuß von 500,—— DM und die Landesver—

sicherungsanstalt (LVA) Rheinland—Pfalz einen solchen
von 200‚-— DM zu„ '

Auf Anfrage der Beklagten teilte die Vertrauensärzt—

liche Dienststelle der LVA jener mit, bei der vorge—

sehenen kieferorthopädischen Behandlung handele es sich

um eine gesundheitsfürsorgerische Maßnahme; eine Krank-
.,

heit 1.8. der Reichsversioherungsordnu■g {EVO} liege
nicht vor, Daraufhin lehnte die Beklagte das Begehren

des Klägeré ab. Der Widerspruch blieb ohne Erfolg.

Das Sozialgericht (se) hat die Beklagte verpflichtet,

demKläger für die kieferorthopädi$che Behandlungdes
Kindes Elisabeth Bj;33p9oo‚—- DM Ersatz zu leisten°

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung mit dem

Antrag eingelegt, das Urteil des SG aufzuheben und die

Klage abzuweisen„ Das Landesscgialgericht (LSG) hat die

Berufung als unzulässig verworfen„ Es hat die Auffassung

vertreten, die Besehwerdesumme von 500;—— DM werde nicht

erreicht„ Soo‚-— DM habe die Beklagte zugesagt, so daß
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sie nur noch in Höhe von #00,—— DM beschwert sei; mit—

hin seien die Voraussetzungen des 5 149 des Sozialge-

riehtsgesetzes (SGG) nicht gegeben° Ein wesentlicher
Mangel des Verfahrens (@ 150 Nr. 2 SGG) liege nicht
VDI".

Das LSG hat die Revision nicht zugelassen. Die Beklagte

hat dennoch dieses Rechtsmittel eingelegt. Sie rügt

die anrichtige Anwendung des 5 149 SGG“ Anstelle eines

Prozeßurteils hätte ein Sachurteil ergehen müssen: Das
Berufungsgericht habe nicht beachtet, daß der Beschwerde—

wert über 500,—— DM_liege‚ Materiell»rechtlich stehe

fest, daß es sich bei dem Kind Elisabeth Bäfä■ um ein

Pflegekind des Versicherten Ri1’**”?“jhandele. Pflege-

kinder seien jedoch nicht in den Personenkreis der Fa—

miliénversieherten einbezogen (@205 Abs„ 2 RVG). Zwar ra
könne sich nach 5 205 Abs„ } EVO die Saäzung für die

Familienkrankenpflege unter bestimmten Voraussetzungen

auf sonstige Versicherte erstrecken. @ 2% äbs„ & der

Satzung der Beklagten sehe jedoch die Gewährung von Fe—

milienkrankenhilfe nur für solche Kinder vor? für die

der Versicherte den vollen Unterhalt ieiste. Der Kläger

habe auf Anfrage des Berüfungsgerichts mitgeteilt, daß

das Kind Elisabeth Eif„äfbis zum 31. August 1971 ein

Pflegegeld in Höhe von 250‚—- DM monatlich erhalten habe

und ab 1„ September1971eine Ausbildungshilfe in Höhe
vonjölo,—u DM moentlich. Auf den Inhalt der Prozeßakten

werde im vorinstanzlichen Urteil im einzelnen Bezug ge—

nommen„ Deswegen gehöre das genannte Schreiben mit 3.
der in dem Tatbestand aufgenommenen Sach$chiiderung.

Die Beklagte beantragt,

die Urteile des LSG Rheinland—Pfalz vom
4„ November 1971 und des SG Koblenz vom

18. Februar 197ö aufzuheben und die Klage
abzuweisen,
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hilfsweise,

den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden ($ 124 Abs. 2 SGG).

II

Die Revision ist begründet.

Da das LSG die Revision nicht zugelassen hat (@ 162 Abs.1

Nr° 1 SGG) wäre sie nur statthaft, wenn ein Mangel.im .

Verfahren des LSG mit Erfolg gerügt werden wäre (@ 162

Abs. 1 Nr. 2, @16&Abs.2 Satz2 sec} undauchvorliegt
(BSG l, 150). Ein solcher Verfahrensmangel wäre dann ge-

geben, wenn das LSG, das die Berufung der Beklagten als
‚unzulässig verworfen hat‚ dieses Prozéßurteil zu Uhrecht

erlassen hätte, anstatt in der Sache selbst zu entschei-

den (vgl„ u.a, B8G■‚283‚ 286; 15, 169, 172).

Das LSG hätte ein Sachurteil erlassen müssen° Es ha1delt

sich im vorliegenden Fall um eine ErSetz$treitigkeit

zwischen Behörden bzw„ Körperschaften des öffentlichen

Rechts; hier ist nach $ 149 SGG die Berufung nur dann,

nicht zulässig, wenn der Beschwerdewert 500,—- DM nicht

übersteigt° Die Beklagte ist durch das Urteil des SG für

verpflichtet erklärt werden, dem Kläger für die kiefer—

orthopädische Behandlang des Kindes Elisabeth B_:
&

Höhe von 900‚—— DM Ersatz zu leisten° Diese
"Vérpflich«

tung" stellt nichts anderes dar als die Verurteilung zur
Zahlung‚
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Zu Unrecht geht das LSG davon aus, daß bei der Berech-

nung des BeschwerdeWertes der bereits von der Beklag—

ten zugesegte Zusehuß von 500,—— DM abzuziehen ist.

Ein gerichtliches Anerkenntnis liegt insoweit nicht

vor; zur Wirksamkeit hätte das Anerkenntnis überdies

angenommenwerden müssen (@ lol Abs. 2 SGG). Die Be—
klagte hat vielmehr im Verfahren vor dem Sozialgericht

wie*dem Berufungsgericht die volle Abweisung der Klage

— also ohne Berücksichtigung der zugesagten See,—«DM —

beantragt° Mit der Verurteilung zur Zahlung von 900‚——DM

an die Klägerin war sie mithin durch das Urteil des SG

um diesen Betrag beschwert. Das LSG hätte daher, statt

die Berufung als unzulässig zu verwerfen, eine Sach—

entscheidung treffen müssen. Wegen dieses wesentlichen

Mangels des Verfahrens vor dem LSG war das_angefochte—

ne Urteil eufzuheben.

Der Senat konnte Jedoch nicht selbst in der Sache ent—

scheiden° Zwar hat das LSG festgestellt, daß es sich bei

dem Kind Elisabeth E■? i;um ein Pflegekind des klagen—

den Versicherten handelt. Diese Kinder sind jedoch nicht

in den Personenkreis einbezogen, für den der Versicherte

kraft Gesetzes Anspruch auf Leistungen der Familien—

hilfe hat (Vgl. % 205 Abs„ 2 BVD). Gemäß@205 Abs. 3
Satz 1 BVD kann die Satzung die Familienkrankenpflege

unter bestimmten Voraussetzungen auf sonstige Angehörige

des Versicherten erstreeken„ Die Beklagte hat in der für

den hier maßgeblichén Zeitraum geltenden Satzung vom
28. September 1968 (idF des 2„ Naehtrages) von der Er«
mächtigung des @ 205 Abs„ } RVO«Gebrauch gemacht° Nach

@2% Abs& 4 dieser Satzung gewährte sie Familienkranken—
pflege für Pflegekinder, für die der Versicherte den

vollen Unterhalt leistet (vgl. Erlasse des Reichsarbeits-

minietePß vom 13. Juli 1940 —AN‘19ÄO, 249 —und vom
8, März 19i1 _ ÄN 1941, 129—)„
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Hinsichtlich der Frage,«bb der Versicherte tatsächlich den
‘vollen Unterhalt des Pflegekindes geleistet hat, meint die

Beklagte, dieses sei durch das LSG festgestellt werden;

’weil in dem angefochtenen Urteil auf den Inhalt der Pro—
zeßakten und des vorinstänzlichen Urteils Bezug genommen

l4worden sei; in diesen Akten befinde sich eine Mitteilung
des Klägers, daß die Pflegeeltern vom Kreisjugendamt bis

zum 34° August 4974 ein_Pflegegeld in Höhe von 250,—— DH

monatlich und ab 4; September 4974 eine Ausbildungshilfe

in Höhevon 540,« DMmonatlicherhalten.„hätten‚

Diese Bezugnahme auf die Akten ersetzt 3edoch nicht die
tatsächlichen Feststellungen, wie sie % 463 SGGerforäert,
sondern ist - wie sich aus 5 456 Abs. 2 SGGergibt —nur ein
Teil der Darstellung des Tatbestandes (vgl„ BSG vom 46„De—

zember 4959 in 8023 Nr‚ 87 zu € 456 SGG), dies um so mehr,
als das Urteil des LSG sich nur mit der fahrensrechtlichen

?rage der Zulässigkeit der Berufung befaßt hat°

Da somit nicht alle für eine Sachentscheiäung des Senats

erforderlichen Tatsachen festgestellt sind, mußte der

Rechtsstreit zu neuer Verhandlung unü_Entecheidung an das

LSG zurückverwiesen werden„ Dieses wird auch die Entschei—

dung über die außergerichtlichen Kosten des Verfahrens zu—

treffen haben° '
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